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Vorblatt 


Änderung des Gesetzes über die Aufgaben des Bundes 
auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt 

(Gesetzentwurf des Bundesrates) 


A. Problem 

Nach der jetzt geltenden Gesetzesfassung ist der Bund darauf 
beschränkt, die mit der Sicherheit und Leichtigkeit des Ver- 
kehrs auf den Bundeswasserstraßen unmittelbar zusammen- 
hängenden Fragen zu regeln. Ihm fehlt eine Kompetenz zum 
Erlaß von Vorschriften, die dem Schutze der Gewässer vor 
Verunreinigungen durch den Schiffsverkehr dienen. Das hat 
sich als nachteilig erwiesen (Fischsterben im Rhein im Juni 
1969 ). 


B. Lösung 

Die bisher bereits bestehende Möglichkeit des Bundes, durch 
Rechtsverordnungen den Transport gefährlicher Güter mit Bin- 
nenschiffen zu regeln, soll erweitert werden, um den Gefahren 
für die Wasserwirtschaft besser begegnen zu können. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Es entstehen keine zusätzlichen Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. September 1970 

1/4 (III/4) — 93000 — BI 2/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes den vom Bundesrat in seiner Sitzung am 5. Juni 1970 
beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Auf- 
gaben des Bundes auf dem Gebiet der 
Binnenschiffahrt 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf 
ist in der Anlage 2 dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Aufgaben des Bundes 
auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Aufgaben des Bundes auf dem 
Gebiet der Binnenschiffahrt vom 15. Februar 1956 
(Bundesgesetzbl. II S. 317), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 6. Juli 1966 (Bundesgesetzbl. II 
S. 560), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die Abwehr von Gefahren für die Sicherheit 
und Leichtigkeit des Verkehrs sowie die 
Verhütung von der Schiffahrt ausgehender 
Gefahren (Schiffahrtspolizei) auf den Bundes- 
wasserstraßen; die schiffahrtspolizeilichen 
Vollzugsaufgaben nach Maßgabe einer mit 
den Ländern zu schließenden Vereinbarung,". 

2. § 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, im Rahmen des § 1 Abs. 1 Nr. 2 Rechts- 
verordnungen zu erlassen über 

1. das Verhalten im Verkehr, 

2. Verkehrs- und Beförderungsbeschränkungen, 

3. die Anforderungen an den Bau, die Aus- 
rüstung, die Beschaffenheit, die Bemannung, 
die Ladung und den Betrieb sowie über die 
Kennzeichnung und Prüfung der Wasserfahr- 
zeuge (Binnenschiffe, schwimmenden Geräte, 
Kleinfahrzeuge, Fähren), Flöße und schwim- 
menden Anlagen und über die Kennzeichnung 
und Prüfung ihrer Ladung, 

4. die Anforderungen an die Funkausrüstung, 
den Funkwachdienst, die Funknavigationsein- 
richtungen sowie die Führung von Funktage- 
büchern an Bord von Wasserfahrzeugen und 
an Land; er bedarf hierzu des Einvernehmens 


mit dem Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen, 

5. die Anforderungen an die Befähigung und 
Eignung von Schiffsführern und -mannschaf- 
ten, Floßführern, Fährleuten und Binnen- 
lotsen sowie die Bestellung eines für die 
Beförderung Verantwortlichen, 

6. die Ausübung der Tätigkeit der Binnenlotsen. 

Die Verordnungen gemäß den Nummern 2 bis 5 
können das Verfahren festlegen, in dem der 
Nachweis für die Erfüllung der Anforderungen 
zu erbringen ist. Vor Erlaß einer Rechtsverord- 
nung nach den Nummern 1, 2, 3 und 5 ist das 
Benehmen mit den beteiligten Ländern herzu- 
stellen. Vorschriften über das Verhalten im Ver- 
kehr sowie über die Anforderungen an den Bau, 
die Ausrüstung und den Betrieb der Wasserfahr- 
zeuge können auch zur Abwehr von Nachteilen, 
Gefahren oder Belästigungen durch Lärm erlas- 
sen werden." 

3. In § 4 werden die Worte „Aufrechterhaltung der 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs" ersetzt 
durch das Wort „Gefahrenabwehr". 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Die den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
zugewiesenen Aufgaben nimmt im Land Berlin der 
zuständige Fachsenator wahr. 

(2) Rechtsverordnungen aufgrund dieses Gesetzes 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes. 


A r t i k e 1 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


2 



DeiUschei^ Bundestag — ■ 6. Wahlperiode Drucksache VI/1137 


Begründung 


I. Allgemeines 

In dem Gesetz über die Aufgaben dos Bundes auf 
dem Gebiet der Binnenschiffahrt vom 15. Februar 
1956 (BGBl. II S. 317), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zu dem Übereinkommen vom 20. November 
1963 zur Revision der am 17. Oktober 1868 in Mann- 
heim Unterzeichneten Revidierten Rheinschiffahrts- 
akte vom 6. Juli 1966 (BGBl. II S. 560), hat sich der 
Bund darauf beschränkt, die mit der Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs auf den Bundeswasser- 
straßen unmittelbar zusammenhängenden Fragen zu 
regeln. Eine ausreichende Ermächtigung für den Er- 
laß von Bestimmungen über den Transport von 
Stoffen, die insbesondere beim Zusammentreffen mit 
dem Wasser Gefahren für die Wasserwirtschaft und 
ganz besonders für die Wasserversorgung mit sich 
bringen, ist in dem Gesetz bisher nicht enthalten. 

Bestimmungen zur Verhütung derartiger vom Bin- 
nenschiffahrtsverkehr ausgehender Gefahren sind 
indessen erforderlich. In aller Deutlichkeit haben 
dies vor allem auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft 
die seinerzeit durch die Presse bekanntgewordenen 
Vorkommnisse im Zusammenhang mit dem Fisch- 
sterben im Rhein im Juni 1969 gezeigt. Die Gift- 
welle, die der Rhein damals auf einer Länge von 
etwa 330 km zu Tal führte, ist aller Wahrscheinlich- 
keit nach auf das Eindringen des auch zu Schiff 
transportierten Insektizids Thiodan in den Fluß zu- 
rückzuführen. Abgesehen von den durch die Fisch- 
kadaver hervorgerufenen Gefährdungen und Be- 
lästigungen der Allgemeinheit und dem Schaden für 
den Fischbestand des Rheins standen die Rhein- 
wasserwerke damals vor der schwerwiegenden Ent- 
scheidung, ob sie die Versorgung der Bevölkerung 
mit uferfiltriertem Rheinwasser vorübergehend ein- 
stellen müßten. 

Ähnliche Vorfälle können sich auch in Zukunft 
jederzeit wiederholen. Die fortschreitende technische 
Entwicklung bringt zunehmend mehr und immer 
neue Stoffe in den Verkehr, die im Falle des Frei- 
werdens die Allgemeinheit vor allem durch Ver- 
unreinigung des Wassers gefährden können. Die 
Vorlage schafft die Möglichkeit, derartigen Gefah- 
ren wirksam zu begegnen. 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes ergibt 
sich aus Artikel 74 Nr. 21 GG. Die vorgesehene 
Regelung gehört zum Sachbereich „Binnenschiff- 
fahrt", auch soweit sie dem Schutz der Gewässer 
vor Verunreinigung dient. Objekt der Regelung 
bleibt der Binnenschiffsverkehr. 

Auch ein Bedürfnis nach bundesgesetzlicher Rege- 
lung ist zu bejahen. Der Binnenschiffsverkehr spielt 
sich auf Wasserstraßen ab, die mehrfach die Länder- 
grenzen überschreiten. Landesrechtlich verschiedene 
Regelungen zur Abwehr der vom Schiffsverkehr 
ausgehenden Gefahren wären für die Binnenschiff- 


fahrt nicht tragbar und könnten auch den beabsich- 
tigten Schutzzweck nicht hinreichend erfüllen. Zur 
Wahrung der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse 
über das Gebiet eines Landes hinaus ist daher eine 
bundesgesetzliche Regelung erforderlich (vgl. BVerf- 
GE 15, 1, 17). 


11. Auswirkungen des Entwurfs auf den 
Bundeshaushalt und die Länderhaushalte 

Die Vorschläge des Entwurfs werden im Falle des 
Inkrafttretens keine Vermehrung der Ausgaben im 
Bund und in den Ländern zur Folge haben. 


IIL Die einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 Nr. 1 

Die Einfügung der Worte „sowie die Verhütung von 
der Schiffahrt ausgehender Gefahren" in § 1 Abs. 1 
Nr. 2 bewirkt, daß dem Bund im Rahmen der 
Schiffahrtspolizei auf den Bundeswasserstraßen nicht 
nur die Abwehr von Gefahren, die sich gegen Sicher- 
heit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs richten, ob- 
liegt, sondern die Sicherung der Ordnung der Schiff- 
fahrt allgemein. 


Zu Artikel 1 Nr. 2 

Die Einfügungen in den Katalog des § 3 Abs. 1 die- 
nen dazu, dem Bundesminister für Verkehr eine 
Rechtsgrundlage zu geben, Vorschriften zu erlassen, 
die sich auf das Transportgut, seine Behandlung und 
die nötigen Vorkehrungen für die Übernahme ge- 
fährlicher Ladungen beziehen. Gedacht ist hierbei 
vorwiegend an den Transport wassergefährdender 
Stoffe. Stoffe dieser Art werden sowohl in speziell 
dafür hergerichteten Tankschiffen als auch in Form 
der Gebindefracht verschifft, so daß die von der Er- 
mächtigung getragenen Vorschriften alle Wasser- 
fahrzeuge betreffen. 

Verkehrs- und Beförderungsbeschränkungen beim 
Transport bestimmter gefährlicher Stoffe werden in 
Zukunft ebensowenig zu vermeiden sein, wie auch 
nicht darauf verzichtet werden kann, für den Fall 
des Transports solcher Stoffe zusätzlich besondere 
Anforderungen an die Ladung selbst und die Be- 
schaffenheit des benutzten Schiffs zu stellen. Um 
zu gewährleisten, daß die Anforderungen auch ein- 
gehalten werden, muß es den zuständigen Dienst- 
stellen möglich sein, Schiff und Ladung daraufhin 
zu überprüfen. Dabei empfiehlt sich, nicht nur das 
Schiff, sondern auch die gefährliche Ladung selbst 
entsprechend kennzeichnen zu lassen und anzuord- 
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nen, daß auf jedem Schiff ein speziell für die Be- 
förderung Verantwortlicher bestellt wird. 

Die notwendige Bestimmtheit der Ermächtigung ge- 
mäß Artikel 80 Abs. 1 GG macht es erforderlich, in 
der Ermächtigungsnorm die soeben angedeuteten 
Tatbestände ausdrücklich zu erwähnen. Der Wort- 
laut der bisherigen Nummer 3 aus § 3 Abs. 1 ist 
demgegenüber weder umfassend noch bestimmt ge- 
nug. Die bisherige Nummer 3 kann deshalb bei 
Übernahme der vorgeschlagenen Einfügungen in 
das Gesetz gestrichen werden. 

Die Änderung der im vorletzten Satz von § 3 Abs. 1 
angegebenen Nummern hat nur redaktionelle Be- 
deutung. Mit ihr wird lediglich die Anpassung die- 
ses Teils der Vorschrift an die vorhergehend vorge- 
schlagene Änderung und Ergänzung der Bestim- 
mung verfolgt. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Die Ersetzung der Worte „Aufrechterhaltung der 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs" durch den 
allgemeineren Begriff „Gefahrenabwehr" bewirkt 
— entsprechend der Ergänzung des § 1 Abs. 1 
Nr. 2 — , daß Sicherheitsmaßnahmen, zu denen diese 


Vorschrift die Behörden der Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung des Bundes ermächtigt, nicht nur 
im Interesse der Sicherheit und Leichtigkeit des 
Schiffsverkehrs, sondern auch zur Abwehr anderer 
von der Schiffahrt ausgehender Gefahren getroffen 
werden können. Indem die Verweisung auf die Zu- 
ständigkeit im Rahmen des § 1 Abs. 1 Nr. 2 be- 
stehenbleibt, ist eine zu weitgehende Auslegung 
der Bestimmung in § 4 auch weiterhin ausgeschlos- 
sen. 


Zu Artikel 2 

Diese Vorschrift betrifft die Geltung des Gesetzes in 
Berlin. 

Zu Artikel 3 

Da der Entwurf keine unmittelbaren Rechtsfolgen 
für die Schiffahrttreibenden mit sich bringt, sondern 
nur Ermächtigungen für den Bundesminister für 
Verkehr und die Behörden der Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung des Bundes enthält, bestehen keine 
Bedenken, das Änderungsgesetz schon am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft treten zu lassen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Initiativgesetzentwurf des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt dem vom Bundesrat 
in seiner 353. Sitzung am 5. Juni 1970 beschlossenen 
und dem Deutschen Bundestag zuzuleitenden Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der Binnen- 
schiffahrt in der Zielrichtung zu. Sie ist jedoch der 
Auffassung, daß die Ergänzungs- und Änderungs- 
vorschläge des Bundesrates in einigen Punkten so 
geändert werden sollten, daß sie sich zum einen in 
den Aufbau des Gesetzes einpassen und zum ande- 
ren die Durchführung des Gesetzes, vor allem den 
Erlaß von Rechtsverordnungen, nicht über Gebühr 
und zum Nachteil des Schiffsverkehrs erschweren. 

Zu den Gesetzentwurf des Bundesrates nimmt die 
Bundesregierung im einzelnen wie folgt Stellung: 

Zu Artikel 1 Nr. 1 des Entwurfs (Änderung des § 1 
Abs. 1 Nr. 2 BSchÄufgGes) 

Dem Ergänzungsvorschlag des Bundesrates wird zu- 
gestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 (Neufassung des § 3 Abs. 1 
BSchÄufgGes) 

a) Die Nummern 1, 4 und 6 des § 3 Abs. 1 Satz 1 
BSchÄufgGes sind aus dem geltenden Gesetz 
wörtlich übernommen; insoweit wird dem Vor- 
schlag des Bundesrates zugestimmt. 

b) Der Fassung des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird 
nicht zugestimmt; die Fassung im geltenden Ge- 
setz sollte beibehalten werden. 

Begründung 

Der vom Bundesrat vorgeschlagene § 3 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 bezweckt nach der hierzu gegebenen 
Begründung Beschränkungen des Transports sog. 
wassergefährdender Stoffe im Binnenschiffsver- 
kehr. Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß Verkehrs- und Beförderungsbeschränkungen 
wie auch Anforderungen an die Ladung der 
Fahrzeuge, soweit es sich um gefährliche Stoffe 
handelt, auf Grund der Ermächtigung des § 3 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Gesetzes erlassen werden 
können. 

Ferner sollte nach Auffassung der Bundesregie- 
rung in dem Gesetz der Begriff „Beförderung ge- 
fährlicher Güter" beibehalten werden, weil er 
international wie national eingeführt ist und das 
Einbeziehen der Binnenschiffahrt in einheitliche 
Bestimmungen für alle Verkehrsträger erleich- 
tert. Ein Gesetz über die Beförderung gefähr- 
licher Güter, das für alle Verkehrsträger gilt, hat 
die Bundesregierung in Vorbereitung. Die Bun- 
desregierung schlägt, um dem Anliegen des Bun- 
desrates Rechnung zu tragen, vor, unter Beibe- 
haltung des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Gesetzes 
in der bisherigen Fassung die Nr. 3 im Sinne 
des Bundesrates auszugestalten [siehe unter c)]. 


c) Der Fassung des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 wird 
nicht zugestimmt. 

Für § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 wird folgender Wort- 
laut vorgeschlagen: 

„3. gefährliche Güter, die mit Wasserfahrzeu- 
gen befördert werden sollen, insbesondere 

über: 

a) ihre Zulassung zur Beförderung, 

b) ihre Verpackung, Zusammenpackung, Zu- 
sammenladung und Kennzeichnung, 

c) die Beschaffenheit, Ausrüstung, Prüfung 
und Kennzeichnung der Behältnisse und 
Fahrzeuge für ihre Beförderung, 

d) die Ausfertigung und das Mitführen von 
Begleitpapieren bei ihrer Beförderung, 

e) ihre Begleitung durch sachkundige Perso- 
nen auf den Wasserfahrzeugen, 

f) Vorsichts- und Schutzmaßnahmen, die 
während ihrer Beförderung sowie beim 
Laden und Löschen an Bord der Wasser- 
fahrzeuge und von diesen aus zu treffen 
sind, 

g) die Verpflichtung des Absenders oder 
Verladers den Beförderer und die Fahr- 
zeugbesatzung über die Eigenschaften 
der gefährlichen Güter und die geeigne- 
ten Schutzmaßnahmen bei ihrem Frei- 
werden zu unterrichten sowie eine Aus- 
kunftsperson für besondere Einzelfälle 
zu benennen." 

Begründung 

Nach dem Vorschlag der Bundesregierung soll 
der vom Bundesrat für Nummer 3 vorgeschla- 
gene Wortlaut im wesentlichen wie bisher unter 
Nummer 2 erscheinen, wobei auf die Zusätze 
gegenüber der jetzigen Fassung verzichtet wer- 
denn kann, weil sie in den übrigen von der Bun- 
desregierung vorgeschlagenen Bestimmungen zu 
§ 3 Abs. 1 enthalten sind. Die bisher in Num- 
mer 3 enthaltene Ermächtigung zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen über die Anforderungen an 
die Beförderung gefährlicher Güter reicht zwar 
aus, um umfassende Vorschriften auf diesem Ge- 
biet erlassen zu können. So soll in allernächster 
Zeit der bei den Vereinten Nationen — Wirt- 
schaftskommission für Europa in Genf — erar- 
beitete Entwurf eines Übereinkommens über die 
Beförderung gefährlicher Güter in der Binnen- 
schiffahrt auf den Bundeswasserstraßen, gestützt 
auf diese Ermächtigung, als Rechtsverordnung 
eingeführt werden. 

Dem Anliegen des Bundesrates soll jedoch da- 
durch Rechnung getragen werden, daß in der Er- 
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mächtigung insbesondere Verkehrs- und Beför- 
derungsbeschränkungen sowie die Kennzeich- 
nung und Prüfung der Ladung — beschränkt auf 
gefährliche Güter — ausdrücklich angesprochen 
werden. 

d) Der Ausweitung des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 wird 
nicht zugestimmt. 

Begründung 

Die vom Bundesrat vorgesehene Bestimmung, 
einen „für die Beförderung Verantwortlichen" 
durch Rechtsverordnung zu bestellen, könnte zu 
Unklarheiten über die gesetzliche Verteilung 
der Verantwortung zwischen Absender und Be- 
förderer führen. Die Bundesregierung schlägt da- 
her vor, für durch Rechtsverordnung zu bezeich- 
nende gefährliche Güter einen Transportbeglei- 
ter vorzusehen (§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Buch- 
stabe e) und darüber hinaus die Möglichkeit zu 
schaffen, dem Absender die Pflicht zur Benen- 
nung einer Auskunftsperson für besondere Fälle 
aufzuerlegen (a. a. O Buchstabe g). 

e) § 3 Abs. 1 Satz 2 übernimmt die geltende Fas- 
sung. Dem wird zugestimmt. 

f) Der Fassung des § 3 Abs. 1 Satz 3 wird nur inso- 
weit zugestimmt, als er das Benehmen mit den 
beteiligten Ländern beim Erlaß von Vorschrif- 
ten Über die Beförderung gefährlicher Güter vor- 
sieht, nicht jedoch, soweit § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 
2 und 5 — in der Nummernfolge der Vorschläge 
der Bundesregierung — einbezogen wird. 

Begründung 

Die Herstellung des Benehmens vor Erlaß der 
Vorschriften über das Verhalten im Verkehr, 
über den Bau von Binnenschiffen und die Eig- 
nung der Schiffsführer erschwert die Erfüllung 
der Aufgaben des Bundes, die Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs zu fördern und zu er- 
halten, in nicht vertretbarer Weise. Interessen 


der Länder werden insoweit im Gegensatz zu 
den Vorschriften über die Beförderung gefähr- 
licher Güter (Auswirkung auf die Häfen) nicht 
berührt. 

g) Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Fassung 
des § 3 Abs, 1 Satz 4 wird nicht zugestimmt. Die 
Bundesregierung schlägt vor, den Satz wie folgt 
zu fassen: 

„Vorschriften nach Satz 1 Nr. 1 bis 3 können 
auch zur Abwehr von Gefahren für das Wasser 
und von Gefahren, Nachteilen oder Belästigun- 
gen durch Lärm erlassen werden." 

Begründung 

Nach dem Vorschlag des Bundesrates soll der 
geltende Gesetzeswortlaut übernommen werden. 
Im Hinblick auf die Aufnahme der Verhütung 
von der Schiffahrt ausgehender Gefahren in den 
Begriff der Schiffahrtspolizei (Artikel 1 Nr. 1 des 
Entwurfs) erscheint es angezeigt, in der Verord- 
nungsermächtigung neben der Lärmbekämpfung 
auch das Sachgebiet Abwehr von Gefahren für 
das Wasser zu nennen. 


Zu Artikel 1 Nr* 3 (Änderung des 4 BSchAufgGes) 
Der Änderung wird zugestimmt. 

Begründung 

Die Änderung dieser Vorschrift ist wegen der Er- 
weiterung des Begriffs „Schiffahrtspolizei" notwen- 
dig. Der Rahmen für Einzelmaßnahmen ist durch 
den Bezug auf § 1 Abs. 1 Nr. 2 entsprechend einge- 
engt. 

Zu Artikeln 2 und 3 (Berlin-Klausel und Datum des 
Inkrafttretens) 

Diesen beiden Artikeln wird zugestimmt. 
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